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Das Bundeszentralamt für Steuern hatte sich in Verständigungsverfahren mit den Niederlanden 

aus dem Zuständigkeitsbereich des Niedersächsischen Finanzministeriums mit der Frage aus-

einander zu setzen, ob das Kassenstaatsprinzip auf ehemalige staatliche Pensionsfonds der 

Niederlande angewandt werden kann. 

 

Die Besteuerungsfälle betreffen Versorgungsbezüge, die aus einem niederländischen Pensi-

onsfonds an in Deutschland ansässige ehemalige Beschäftigte des niederländischen öffentli-

chen Dienstes gezahlt werden. Dieser Pensionsfonds (Algemeen Burgerlijk Pensionensfonds - 

ABP -) war in den Niederlanden im Rahmen einer Umstrukturierung des öffentlich-rechtli-

chen Versorgungssystems von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts in eine private 

Stiftung umgewandelt worden. 

 

Im Rahmen der Verhandlungen über ein neues DBA waren sich beide Staaten einig, dass das 

Besteuerungsrecht für die Versorgungsbezüge ehemaliger Beschäftigter des niederländischen 

öffentlichen Dienstes aus dem ABP dem Kassenstaatsgedanken folgen soll. Das am 12. April 

2012 unterzeichnete neue DBA enthält daher in Nr. XIV seines Protokolls die Bestimmung, 



 

 

Seite 2  dass unabhängig vom Schuldner des Ruhegehaltes ein aus den Niederlanden bezogenes Ruhe-

gehalt in den Anwendungsbereich des Kassenstaatsartikels fällt, soweit der Anspruch auf dieses 

Ruhegehalt im Rahmen einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst erworben wurde. Wurde 

der Anspruch auf ein Ruhegehalt zum Teil im Rahmen eines privatwirtschaftlichen Arbeitsver-

hältnisses und zum Teil im Rahmen einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst erworben, 

werden der Teil dieses Ruhegehalts, der unter den Rentenartikel, und der Teil, der unter den 

Kassenstaatsartikel fällt, anhand der Anzahl der Jahre, in denen der Anspruch auf dieses Ruhe-

geld im Rahmen eines privatwirtschaftlichen Arbeitsverhältnisses beziehungsweise im Rahmen 

einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst erworben wurde, im Verhältnis zur Gesamtanzahl 

der Jahre, in denen der Anspruch auf dieses Ruhegeld erworben wurde, anteilig ermittelt. Das 

DBA regelt auch eine Rückwirkung dieser Vorschrift für alle noch nicht bestandskräftigen 

Steuerfestsetzungen. 

 

Die Verständigungsverfahren, die ausschließlich niederländische Versorgungsbezüge betra-

fen, die im Rahmen von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen aufgebaut wurden, wurden 

daher im Lichte des neuen DBA gelöst und den Niederlanden das Besteuerungsrecht nach 

dem Kassenstaatsgedanken zugeordnet. 

 

Ich bitte, in gleich gelagerten offenen Besteuerungsverfahren Ihres Zuständigkeitsbereiches 

entsprechend zu verfahren. Mit Blick auf die Zuordnung eines Ruhegeldes aus dem ABP zum 

Rentenartikel bzw. zum Kassenstaatsartikel im konkreten Fall weise ich auf die Möglichkeit 

hin, den Steuerpflichtigen aufzufordern, das Formular „loonbelasting beschikking LBB20“ 

auszufüllen und beim „belastingdienst buitenland“ in Heerlen einzureichen. Nach Eingang des 

ausgefüllten Formulars fordert der „belastingdienst buitenland“ beim ABP eine Aufteilung 

der Zahlungen der Altersbezüge in Beträge, die auf öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 

und in Beträge, die auf privat-rechtlichen Dienstverhältnissen beruhen, an. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es ist außerdem auf der 

Internetseite des Bundesministeriums der Finanzen verfügbar. 

 

Im Auftrag 

Dr. Selling 
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